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OXFAM-POSITIONSPAPIER – 
KURZFASSUNG

In einer Welt, die genug Ressourcen für alle bietet, leben immer noch zehn Prozent 
aller Menschen in extremer Armut. Angesichts dieser Ungerechtigkeit verpflich-
teten sich die Staats- und Regierungschefs der UN-Mitgliedstaaten im Jahr 2015
zu einem ehrgeizigen Projekt, um Armut, Unsicherheit und Ungleichheit bis 2030 
zu bezwingen: den 17 Zielen für eine nachhaltige Entwicklung (Sustainable Deve-
lopment Goals, SDGs).

Für die ärmsten Länder sind die Herausforderungen gewaltig. Hunderte Millionen 
Menschen werden 2030 voraussichtlich weiter von extremer Armut betroffen sein,1 
in der Mehrheit Frauen und Mädchen. Zunehmend werden sie in Ländern leben, 
denen die Mittel zur Reduzierung von Armut fehlen und in denen eine starke soziale 
Ungleichheit herrscht: eine doppelte Hürde, da solche Länder ihre Ausgaben zur 
Armutsbekämpfung nur begrenzt erhöhen können und Einkommens- und Ver-
mögensungleichheit die Bekämpfung von Armut zusätzlich behindern.2

Wirksam eingesetzte Entwicklungsgelder sind ein entscheidender Faktor, um Armut 
und Ungleichheit abzubauen, insbesondere in den ärmsten Ländern. Geber, die zu 
einer erfolgreichen Umsetzung der SDGs beitragen wollen, sollten sich daher an 
zehn Grundsätze halten:

Die Bekämpfung von Armut und Ungleichheit als Kernprinzip der Entwicklungs-
zusammenarbeit (EZ) verankern: Alle Akteure der bilateralen Zusammenarbeit 
sollten dem Beispiel der Weltbank folgen und Ungleichheitsverringerung und 
Armutsbekämpfung zu verbindlichen Zielen machen. Jegliche Unterstützung 
muss zu diesen beiden Zielen beitragen. Anhand dieses Kriteriums sollten sie 
alle ihre Programme bewerten und deren Beitrag zum Erreichen beider Ziele 
untersuchen. Dazu gehört auch, die Lücke zwischen den Einkommen der oberen
zehn Prozent und der unteren 40 Prozent in den Ländern deutlich zu verringern.

Dafür müssen Geber auf den Einsatz potenziell schädlicher Instrumente, gemäß 
des Do-No-Harm-Ansatzes, verzichten:

Mit Entwicklungsgeldern keine riskanten und unerprobten öffentlich-privaten 
Partnerschaften (Public Private Partnerships, PPPs) unterstützen, insbeson-
dere in den Bereichen Bildung und Gesundheit: Solche Ansätze können nach-
weislich die Ungleichheit verstärken. Profitinteressen in der EZ steigern die 
Gefahr unbezahlbarer Gebühren für Bildung und Gesundheit, einer Privatisierung 
von öffentlichen Diensten sowie, im Falle einer schlechten Regierungsführung, 
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von Landraub. Die Förderung von Privatinvestitionen in bestimmten Bereichen
kann hingegen dann sinnvoll sein,

• wenn sie nationale Entwicklungsstrategien der Partnerländer unterstützt,
• wenn sie dazu beiträgt, die öffentlichen Einnahmen zu erhöhen,
• wenn sie kleinen und mittleren Unternehmen in Entwicklungsländern dabei    
   hilft, Kreditbeschränkungen zu überwinden und Geschäftsmodelle zu ent-
   wickeln, die zur Erreichung der SDGs beitragen,
• wenn Projekte gefördert werden, die neue Märkte erschließen, von denen 
   Menschen in Armut profitieren können.

Wichtig ist, dass öffentliche Gelder den Privatsektor nicht unnötig subventio-
nieren. Die sowieso stets knappen Entwicklungsgelder dürfen nicht vom öffent-
lichen in den privaten Sektor umgelenkt werden.

Entwicklungsgelder nicht in Maßnahmen umleiten, die primär der Außenwirt-
schaftsförderung und anderen vor allem nationalen Interessen dienen: Geber-
länder sollten niemals ihre eigenen Interessen über die Interessen von Menschen 
in extremer Armut stellen. Insbesondere sollten Geber die Investitionen in die
Unterbringung und Integration von geflüchteten Menschen im eigenen Land 
nicht auf ihre Entwicklungsleistungen (0,7-Prozent-Quote) anrechnen, wie dies
etwa in Deutschland der Fall ist. Sie sollten EZ-Gelder nicht zur Finanzierung 
ihrer Sicherheitsagenda oder zur Migrationsverhinderung verwenden. Zudem 
sollten sie ihre eigenen Unternehmen bei der Vergabe von Aufträgen im Rahmen 
von Entwicklungsprogrammen nicht gegenüber anderen begünstigen.

EZ-Modalitäten und -Instrumente vermeiden, die Empfängerländer in eine 
Überschuldungssituation (debt distress) treiben: Zwei von fünf Ländern in 
Subsahara-Afrika befinden sich heute in einer schweren Schuldenkrise.3 Seit 
2013 nehmen konzessionäre, d.h. zu günstigen Konditionen bereitgestellte 
Mittel an Länder mit niedrigem Einkommen entweder ab oder stagnieren.4 
Dadurch hat sich ihre Abhängigkeit von nicht-konzessionären externen Finanz-
mitteln erhöht, die sie zum Schließen etwaiger Lücken in ihren Staatshaus-
halten benötigen. Dies stellt eine ernsthafte Bedrohung für die Stabilität dieser 
Länder dar und erschwert es ihnen, öffentliche soziale Grunddienste anzu-
bieten. Ungeachtet dessen werden EZ-Mittel vermehrt als Darlehen vergeben – 
auch an Länder, denen eine Schuldenkrise droht oder die sich bereits darin 
befinden.5 Empfehlenswert sind die Vergabe von Zuschüssen sowie ein Beitrag 
zur Verringerung der Schuldenlast dieser Länder mithilfe von Umschuldungen 
und Schuldenerlassen.

Stattdessen gilt es, die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit zu erhöhen:
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Finanzielle Versprechen einhalten und Entwicklungsgelder dort einsetzen, 
wo sie am nötigsten gebraucht werden: Laut einer Analyse der Vereinten 
Nationen bräuchten Länder mit niedrigem (Low Income Countries, LICs) und 
niedrigem mittleren Einkommen (Lower Middle Income Countries, LMICs) jedes 
Jahr mehr als 2,5 Billionen US-Dollar zusätzlich, um die SDGs zu erreichen.6 
Doch die Geber kommen ihren quantitativen Verpflichtungen nicht nach und 
das, was in die ärmsten Länder fließt, reicht nicht aus. Die bilaterale EZ für die 
am wenigsten entwickelten Länder (Least Developed Countries, LDCs) stagniert 
und nur 35 Prozent der weltweiten Entwicklungsgelder gehen an die Länder, 
in denen drei Viertel der ärmsten Menschen der Welt leben.7

Die Eigenverantwortung und die Verwaltungssysteme der Partnerländer stärken 
und Budgethilfe erhöhen: Die Unterstützung und Nutzung der Verwaltungs-
strukturen und Haushaltsverfahren der Partnerländer ist entscheidend für die 
von diesen Ländern selbst vorangetriebene langfristige Entwicklung – und 
daher ein wesentlicher Bestandteil der vereinbarten Prinzipien für die Wirksam-
keit der EZ. Doch zu oft werden Entwicklungsprogramme in Parallelverfahren 
außerhalb der staatlichen Strukturen umgesetzt. Geber müssen ihre Zusagen 
zudem viel häufiger über einen längeren Zeitraum, d.h. für drei bis sechs Jahre 
machen, damit Ausgaben für wiederkehrende Kosten, wie die Gehälter von 
Lehrer*innen und Pflegepersonal, gedeckt sind und öffentlich nachvollziehbar 
in die nationalen Haushaltsplanungen aufgenommen werden können. Obwohl
Budgethilfe nachweislich zur Stärkung der Ländersysteme und zur Erhöhung
der Ausgaben in Sektoren, die Ungleichheit bekämpfen, wie Bildung und 
Gesundheit, beigetragen hat, ziehen sich Geber vermehrt aus dieser Art der
Förderung zurück. Sie sollten die positiven Evaluationen zur Budgethilfe be-
rücksichtigen und Budgethilfe vermehrt einsetzen.

Mehr Mittel in Bildung, Gesundheit und soziale Sicherung investieren: Starke 
öffentliche Gesundheits- und Bildungssysteme sowie umfassende soziale 
Sicherungssysteme bekämpfen erwiesenermaßen Ungleichheit. Investitionen
in diese Bereiche retten Leben retten und wenden sie zum Besseren. Auch können
sie zu mehr Geschlechtergerechtigkeit führen, indem sie Chancen für Frauen 
und Mädchen schaffen. Bildung für Mädchen hat zwischen 1970 und 2010 
Schätzungen zufolge den Tod von 30 Millionen Kindern unter fünf Jahren und 
von 100 Millionen Erwachsenen (15 bis 60 Jahre) verhindert.8 

Mehr Mittel für die Mobilisierung von Inlandseinnahmen (Domestic Revenue 
Mobilisation, DRM) zur Verfügung stellen: Hier gilt es, insbesondere den Auf-
bau progressiver Steuersysteme zu fördern, um mit höheren Steuereinnahmen 
so die Ausgaben für öffentliche Grunddienste und soziale Sicherungssysteme 
erhöhen zu können. Laut Oxfams Berechnungen könnten Länder mit niedrigem 
und niedrigem mittleren Einkommen bei einem Anstieg der DRM um zwei Pro-
zent, gemessen an der Wirtschaftskraft, bis 2020 zusätzliche 144 Milliarden 
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US-Dollar für ihren Haushalt generieren.9 Richtig eingesetzt können Entwick-
lungsgelder dabei helfen, dieses Potenzial zu erschließen. Geber stehen darüber 
hinaus in der Verantwortung, sich für faire internationale Steuerregeln einzu-
setzen. Denn den öffentlichen Haushalten in Entwicklungsländern entgehen 
durch die Steuervermeidung von Konzernen und reichen Einzelpersonen pro 
Jahr Summen, die die weitweiten EZ-Mittel deutlich übersteigen.

Mehr Entwicklungsgelder zur Förderung zivilgesellschaftlicher Beteiligung 
bereitstellen: Die ärmsten Teile der Bevölkerung, marginalisierte Gruppen 
sowie Frauen und Mädchen haben oft keinen Einfluss auf Entscheidungen, 
während Eliten die Politik in ihrem Interesse gestalten können. Die EZ kann 
aktive Bürger*innen dabei unterstützen, den Staat zur Rechenschaft zu ziehen 
und sicherzustellen, dass seine Leistungen allen zugutekommen. Dies funk-
tioniert aber nur, wenn Geber auch dazu beitragen, den Handlungsspielraum 
für zivilgesellschaftliches Engagement in armen Ländern zu schützen.

Geschlechtergerechtigkeit schaffen und die Rechte von Frauen stärken: Von 
Armut und sozialer Ungleichheit sind weltweit nach wie vor besonders Frauen
betroffen. Geber sollten mehr in Geschlechtergerechtigkeit investieren und 
dazu beitragen die Unterschiede in Bezug auf Einkommen, Vermögen und poli-
tische Teilhabe abzubauen. Besonders wirksam ist hier, Frauenorganisationen 
zu unterstützen und sich aktiv für Frauenrechte einzusetzen.10
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